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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin 
Celina, Ulrich Leiner, Gisela Sengl, Claudia Stamm 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kontoeröffnungen für Flüchtlinge ermöglichen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag stellt fest, dass es geduldeten Flücht-
lingen ermöglicht werden muss, ein Konto zu er-
öffnen. 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich bei der 
nächsten Innenministerkonferenz dafür einzuset-
zen, dass das Bundesministerium des Innern per 
Rechtsverordnung aufgrund von § 4 Abs. 4 Satz 2 
GwG (Geldwäschegesetz) bestimmt, dass Dul-
dungsbescheinigungen gemäß § 60a AufenthG 
geeignete Dokumente zur Überprüfung der Identi-
tät im Sinne des GwG sind. 

 

 

Begründung: 

Wie alle Identifikationsvorschriften des GwG verfolgt 
auch § 4 Abs. 4 Nr. 1 GwG eine wichtige Zielsetzung: 
Einerseits soll die gesicherte Identifikation die Grund-
lage für eine etwaige polizeiliche Aufklärung im Falle 
des Verdachts einer Geldwäsche oder Terrorismusfi-
nanzierung bilden. Andererseits soll der Anreiz zur 
Begehung von Straftaten dadurch verringert werden, 
dass die Hürde der Identifikation es erschwert, Gewin-
ne aus kriminellen Handlungen in den Finanzkreislauf 
zu bringen. Die wenigsten Menschen, deren Aufent-
halt in Bayern geduldet ist, haben einen derartigen 
Identifikationsnachweis. Sie sind meist nur im Besitz 
einer Duldungsbescheinigung. Mit dieser Bescheini-
gung der Duldung im Sinne des § 60a Abs. 4 Auf-
enthG genügen sie nicht der inländischen Pass- und 
Ausweispflicht. 

Legt in Bayern ein Mensch mit einer ausländerrechtli-
chen Duldung diese Bescheinigung einer Bank mit 
dem Formular zur Kontoeröffnung vor, so wird dieser 
Antrag aufgrund der Bestimmungen des GwG abge-
lehnt. Die Folgen eines Lebens ohne Konto sind dra-
matisch, denn für die Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben ist die Existenz eines Kontos notwendig. Ge-
hälter und staatliche Sozialleistungen werden in aller 
Regel durch Überweisung auf ein Konto ausbezahlt. 
Für Barauszahlungen von staatlichen Leistungen 
müssen in der Regel Gebühren bezahlt werden, wo-
durch ein finanzieller Nachteil entsteht. Viele private 
Verträge, etwa zur Handynutzung, für Abonnements 
oder für Vereinsmitgliedschaften, sind ohne Erteilung 
einer Einzugsermächtigung nicht möglich. Ebenso we-
nig der Einkauf im Internet oder das Anmieten einer 
Wohnung. Zudem kann erspartes Geld nicht verzinst 
bei der Bank angelegt werden. Aufgrund dieser Prob-
lematik hat die EU-Kommission einen Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Vergleichbarkeit von Zahlungskonto-
gebühren, den Wechsel von Zahlungskonten und den 
Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funk-
tionen (2013/0139 (COD)) vorgelegt, der den diskrimi-
nierungsfreien Zugang sicherstellen soll. Das EU-
Parlament hat in seiner Position hierzu klargestellt, 
dass es einen Mechanismus geben sollte, damit auch 
Menschen „ohne festen Wohnsitz, Asylbewerber und 
Verbraucher ohne Aufenthaltserlaubnis, deren Ab-
schiebung jedoch aus rechtlichen Gründen unmöglich 
ist“ Zugang zu einem Zahlungskonto mit grundlegen-
den Funktionen erhalten. 



Verhältnismäßigkeit und Chancengleichheit sind es
auch, was Sie in Ihrem Antrag fordern, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen von der SPD. Dann fordern Sie,
dass endlich der Grundsatz der Tarifeinheit unter Ein-
beziehung der Spitzenorganisationen der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber vorangetrieben werden muss.

Liebe Frau Karl, nichts anderes fordert Herr Vaatz. Im
Koalitionsvertrag auf Bundesebene haben wir ge-
meinsam, CDU, CSU und SPD, vereinbart – ich zitie-
re auch da -:

Um den Koalitions- und Tarifpluralismus in geord-
nete Bahnen zu lenken, wollen wir den Grundsatz
der Tarifeinheit nach dem betriebsbezogenen
Mehrheitsprinzip unter Einbindung der Spitzenor-
ganisationen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber
gesetzlich festschreiben. Durch flankierende Ver-
fahrensregelungen wird verfassungsrechtlich ge-
botenen Belangen Rechnung getragen.

Der Ball liegt aber nicht im Spielfeld der Bayerischen
Staatsregierung – das wissen Sie -, sondern in dem
der Bundesarbeitsministerin, Frau Nahles. Sie gehört
Ihrer Partei an, verehrte Kolleginnen und Kollegen
von der SPD. Dieser Hinweis muss auch in dieser De-
batte erlaubt sein. Fakt ist: Die Bundesministerin hat
den Auftrag, hier die notwendigen Prüfungen und Ge-
spräche durchzuführen und einen Vorschlag zu unter-
breiten. Dem Vernehmen nach verzögert sich dieser
jedoch unter anderem wegen schwieriger verfas-
sungsrechtlicher Fragestellungen.

Wie Sie wissen, ist auch die Haltung unter den Ge-
werkschaften nicht einheitlich. So hat der Vorsitzende
von "ver.di", Herr Bsirske, erst am 31. März eine ge-
setzliche Regelung abgelehnt.

Die Haltung der Bayerischen Staatsregierung ist klar,
meine Damen und Herren. Wir stehen für Gewerk-
schaftspluralität und Koalitionsfreiheit, die Verhältnis-
mäßigkeit und Chancengerechtigkeit wahrt. Um ein
verfassungskonformes Vorgehen zu gewährleisten,
sind drei Punkte unverzichtbar:

Erstens. Wir brauchen eine enge Einbindung aller be-
troffener Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften.
In diesem Rahmen sind auch die bisherigen Erfahrun-
gen in der Praxis mit der Rechtsprechungsänderung
zu berücksichtigen.

Zweitens. Wir müssen die Balance zwischen allen be-
troffenen Interessen und Positionen wahren.

Drittens. Es darf zu keiner Verdrängung von Berufs-
gruppen- und Spartengewerkschaften kommen. Ihre
Rechte aus Artikel 9 des Grundgesetzes müssen ge-
wahrt bleiben.

In diesem Sinn wird sich die Bayerische Staatsregie-
rung in den Gesetzgebungsprozess einbringen, so
wie es auch der Dringlichkeitsantrag der CSU treffend
formuliert.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, die Bayerische Staatsregierung steht für eine
ausgewogene und verfassungskonforme Regelung
der Tarifeinheit. Lassen Sie uns deshalb weiter ge-
meinsam an einem Strang ziehen. Der Antrag kann
damit als erledigt gelten.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: (nicht autori-
siert) Herzlichen Dank. - Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.
Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen jetzt zur ersten namentlichen Abstim-
mung, und zwar rufe ich zunächst den Dringlichkeits-
antrag Drucksache 17/1433 auf. Das ist der Antrag
der SPD-Fraktion. Wir bleiben bei fünf Minuten. Ich
eröffne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 16.05 bis
16.10 Uhr)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die Zeit ist um. Wir
schließen jetzt unsere Abstimmung. Es wird außer-
halb des Saales ausgezählt.

Ich bitte einen Moment um Geduld. Wir haben jetzt
noch eine namentliche Abstimmung und dann noch
einen Antrag. Danach ist es für heute schon ge-
schafft. Ich rufe jetzt für die namentliche Abstimmung
die Drucksache 17/1468 – das ist der Antrag der
CSU-Fraktion – auf. Die Abstimmungszeit beträgt drei
Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 16.11 bis
16.14 Uhr)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die Zeit ist um. Wir
schließen die Abstimmung. Es wird wieder außerhalb
ausgezählt.

Inzwischen darf ich bekannt geben, dass für den
nächsten Tagesordnungspunkt von der Fraktion der
GRÜNEN namentliche Abstimmung beantragt worden
ist.

(Jürgen W. Heike (CSU): Bravo!)

Bevor ich aber diesen Tagesordnungspunkt aufrufe,
darf ich zunächst noch Abstimmungsergebnisse be-
kannt geben, zunächst einmal zum Dringlichkeitsan-
trag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian
Streibl, Thorsten Glauber und anderer und Fraktion

Plenarprotokoll 17/14 v. 03.04.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 819

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html


(FREIE WÄHLER) betreffend "Bürgerenergiewende
retten – Kahlschlag beim EEG verhindern". Das ist die
Drucksache 17/1434, zunächst zur Nummer 1. Mit Ja
haben gestimmt 29, mit Nein haben gestimmt 86, und
33 haben sich der Stimme enthalten. Damit ist der
Dringlichkeitsantrag hinsichtlich der Nummer 1 abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Nun zum Ergebnis der Abstimmung über den Dring-
lichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger,
Florian Streibl, Thorsten Glauber und anderer und
Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend "Bürgerener-
giewende retten – Kahlschlag beim EEG verhindern",
Drucksache 17/1434, Nummer 2. Mit Ja haben ge-
stimmt 60, mit Nein haben gestimmt 84. Damit ist der
Dringlichkeitsantrag hinsichtlich der Nummer 2 abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/1435 bis 1439, 1441 und 1469 bis 1471 wer-
den in die zuständigen federführenden Ausschüsse
verwiesen.

Damit komme ich zum letzten Tagesordnungspunkt
für heute.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u. a. (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)
Ehe für alle: Einführung des Rechts auf
Eheschließung für Personen gleichen
Geschlechts (Drs. 17/261)

Als erste Rednerin darf ich Frau Kollegin Stamm ans
Rednerpult bitten.

Claudia Stamm (GRÜNE): (nicht autorisiert) (Von der
Rednerin nicht autorisiert): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Kollegin-
nen! Im Juli 2009 entscheidet das Bundesverfas-
sungsgericht: In der Hinterbliebenenversorgung muss
der Dienstherr die eingetragene Lebenspartnerschaft
und die Ehe gleich behandeln. In dem Urteil heißt es:
Die Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener
Lebenspartnerschaft im Bereich der betrieblichen Hin-
terbliebenenversorgung für Arbeitnehmer des öffentli-
chen Dienstes, die bei der Versorgungsanstalt des
Bundes und der Länder zusatzversichert sind, ist mit
Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar.
Weiterhin heißt es: Geht die Privilegierung der Ehe
mit einer Benachteiligung anderer Lebensformen ein-
her – ich kürze ab -, rechtfertigt der bloße Verweis auf

das Schutzgebot der Ehe eine solche Differenzierung
nicht.

Im August 2009 entscheidet das Bundesverfassungs-
gericht, dass das Amtsgericht Schweinfurt unrecht
hatte, als es davon ausging, dass die eingetragene
Lebenspartnerschaft verfassungswidrig sei. Diese
Vorschrift betrifft Adoptionsverfahren, bei denen eine
Partnerin einer gleichgeschlechtlichen Lebenspartner-
schaft das leibliche Kind der anderen Partnerin als
Kind annehmen möchte. Das Gericht hatte dies für
verfassungswidrig gehalten, weil Eltern immer ein
Mann und eine Frau sein müssten. Auch das wurde
vom Bundesverfassungsgericht gekippt.

Im Juli 2010 entscheidet das Bundesverfassungsge-
richt, dass Lebenspartnerschaft und Ehe bei der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer gleich zu behandeln
sind. Im Juni 2012 ergehen zum beamtenrechtlichen
Familienzuschlag das gleiche Urteil und die gleiche
Beurteilung wie bei der Hinterbliebenenversorgung im
Jahr 2009.

Ich könnte so weitermachen, also ein Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil nach dem anderen aufzählen. Das
war nur ein Ausschnitt dessen, was die Politik wie die
Richter in Karlsruhe nach und nach jedes Mal be-
schäftigt, wobei das Gericht die Politik eigentlich jedes
Mal abwatscht; anders kann man das nicht nennen.

Eigentlich ist das eine Reihe von Peinlichkeiten.
Dabei könnte es so einfach sein, die Ehe für Schwule
und Lesben zu öffnen. Zur Anpassung der Lebens-
partnerschaft an die Ehe muss der Gesetzgeber noch
150 Vorschriften in 60 Gesetzen und Verordnungen
anpassen. Die Ehe für alle zu öffnen, wäre ein großer
Schritt in Sachen Gerechtigkeit. Das Stückwerk muss
ein Ende haben, statt immer wieder neue Gesetze an-
zupassen. Machen Sie es doch den Schwulen und
Lesben, uns, den Richterinnen und Richtern leichter!
Machen Sie es vor allem, liebe CSU, den Schwulen
und Lesben in Ihren Reihen leichter.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Gewürge von SPD und Union um jeden einzel-
nen Paragrafen muss ein Ende haben. Es ist für uns
Vertreterinnen und Vertreter der Gesellschaft unwür-
dig, so zu handeln. Die Politik und nicht Karlsruhe
sollte hier das Heft des Handelns in der Hand haben.
Stimmen Sie unserem Antrag zu, öffnen Sie die Ehe,
und dann ist es gut.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Christine Kamm u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/1439 

Kontoeröffnungen für Flüchtlinge ermöglichen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ulrike Gote 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 17. Sitzung am 5. Juni 2014 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 18. Sitzung 
am 10. Juli 2014 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Stellvertretende Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig 
Hartmann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena 
Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Gisela 
Sengl, Claudia Stamm und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/1439, 17/2638 

Kontoeröffnungen für Flüchtlinge ermöglichen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Ausgenommen von der Abstimmung sind die Listennummern 12 und 55, die einzeln

beraten werden. Hinsichtlich des jeweiligen Abstimmungsverhaltens mit den einzelnen

Voten der Fraktionen zu der Verfassungsstreitigkeit und den übrigen Anträgen verwei-

se ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist,

den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Keine Gegenstimme. Stimm-

enthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der Landtag diese

Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratende Verfassungsstreitigkeit und 
die Anträge zu Grunde gelegt wurden gem. § 59 Absatz 7 
(Tagesordnungspunkt 4) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Verfassungsstreitigkeit 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 6. Juni 2014 
(Vf. 9-VII-14) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des Art. 35 des Gesetzes über die Wahl der Gemeinderäte, der Bürgermeister, 
der Kreistage und der Landräte (Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz – 
GLKrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 2006  
(GVBI S. 834, BayRS 2021-1/2-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 
16. Februar 2012 (GVBI S. 30) 
Drs. 17/2628 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestimmt. 

 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. FREIE WÄHLER 
Lärm macht krank 
Aktiven Gesundheitsschutz sicherstellen – Beschluss des UG-Ausschusses 
umsetzen 
Drs. 17/25, 17/2605 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

3. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Konsequenzen aus der Edathy-Affäre –  
Reform des Sexualstrafrechts und Überprüfung weiterer Vorschriften 
Drs. 17/1020, 17/2617 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

 

4. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Streikrecht für Beamtinnen und Beamte?  
Umsetzung des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts 
Drs. 17/1041, 17/2425 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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5. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Unabhängige Datenschutzaufsichtsstelle für Anwaltskanzleien 
Drs. 17/1086, 17/2618 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z A 

 

6. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Flucht und Vertreibung im Unterricht stärker berücksichtigen 
Drs. 17/1088, 17/2572 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

7. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Kontoeröffnungen für Flüchtlinge ermöglichen 
Drs. 17/1439, 17/2638 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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8. Antrag der Abgeordneten Dr. Paul Wengert, Franz Schindler,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Verwendung von Kennzeichen verbotener Organisationen 
bei der Eidesleistung oder des Ablegens des Gelöbnisses 
hier: Ablehnung der Wahl nach Art. 47 Abs. 2 Satz 2 GLKrWG oder 
Amtshindernis oder Amtsverlust nach Art. 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GLKrWG 
Drs. 17/1476, 17/2615 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

9. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Sport und Bewegung in der Grundschule IV 
Sonderinvestitionsprogramm für den Erhalt und gegebenenfalls Neubau 
kommunaler Schulschwimmbäder 
Drs. 17/1509, 17/2603 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z ENTH 

 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Markus Ganserer u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Sitzverteilung bei Personalratswahlen 
Drs. 17/1606, 17/2424 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 
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11. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht: Unterrichtsversorgung an Grund- und Mittelschulen –  
Ausbau der mobilen Reserve 
Drs. 17/1617, 17/2573 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

12. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Horst Arnold, Annette Karl u.a. SPD 
Ausweitung des Schulfruchtprogramms auf Kindertagesstätten 
Drs. 17/1633, 17/2388 (A) 
 
der Antrag wird gesondert beraten 

 

13. Antrag der Abgeordneten Dr. Paul Wengert, Stefan Schuster,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Änderung des Bayerischen Feuerwehrgesetzes 
Drs. 17/1634, 17/2461 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller,  
Kathi Petersen u.a. SPD 
Weiterentwicklung der Suchtkrankenhilfe und Suchtprävention 
Drs. 17/1638, 17/2593 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

15. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Angemessenes Fernverkehrsangebot von Augsburg nach Norden  
Drs. 17/1691, 17/2540 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

16. Antrag der Abgeordneten Erwin Huber, Karl Freller, Peter Winter u.a. CSU 
Erhaltung von Dorfwirtschaften 
Drs. 17/1731, 17/2541 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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17. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Eltern entscheiden über Schulform – Übertrittsverfahren reformieren 
Drs. 17/1786, 17/2575 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

 

18. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bahnstrecke München – Mühldorf – Freilassing:  
Anliegen der Anwohner und Anliegerkommunen beachten und unterstützen 
Drs. 17/1788, 17/2449 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

19. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Martin Güll, 
Natascha Kohnen u.a. und Fraktion (SPD) 
Bildungsgerechtigkeit verbessern – Grundschulabitur abschaffen 
Drs. 17/1805, 17/2576 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 
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20. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Interkulturelle Öffnung 
Drs. 17/1808, 17/2644 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

21. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Gisela Sengl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Beratung zum Ökolandbau ausbauen 
Drs. 17/1812, 17/2389 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z Z 

 

22. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Ulrich Leiner u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Einzelbetriebliche Investitionsförderung –  
Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz 
Drs. 17/1815, 17/2539 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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23. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht: Erwachsenenbildung in Bayern 
Drs. 17/1817, 17/2577 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

24. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Unterstützung der Lehrkräfte in jahrgangskombinierten  
Übergangsklassen an Grundschulen  
Drs. 17/1818, 17/2578 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

25. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Annette Karl, Andreas Lotte u.a. SPD 
Bayerische Oberlandbahn (BOB) der Pannenmeister – Staatsregierung und 
Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG) in Erklärungsnöten? 
Drs. 17/1819, 17/2542 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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26. Antrag der Abgeordneten Natascha Kohnen, Bernhard Roos,  
Annette Karl u.a. SPD 
Fortschrittsbericht „Energie Innovativ“ 
Drs. 17/1820, 17/2544 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

27. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Kathrin Sonnenholzner, 
Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Missbrauch von Kindern und Jugendlichen in bayerischen  
psychiatrischen Einrichtungen 
Drs. 17/1822, 17/2594 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

28. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, 
Inge Aures u.a. und Fraktion (SPD) 
Steuerliche Bevorzugung von Kapitaleinkünften im Vergleich zu 
Arbeitseinkommen beenden 
Drs. 17/1919, 17/2604 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 
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29. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Vertrauensschutz für laufende und bereits erfolgte Erweiterungen  
von Biogas-Bestandsanlagen im EEG gewährleisten 
Drs. 17/1920, 17/2545 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

30. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Dr. Christian Magerl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Einführung der Sonnensteuer im EEG 
Drs. 17/1921, 17/2546 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

 

31. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Martin Güll, 
Kathi Petersen u.a. und Fraktion (SPD) 
Berufliche Oberschulen nicht im Stich lassen – kurzfristig auf Schüleranstieg 
reagieren 
Drs. 17/1922, 17/2579 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH ENTH 
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32. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Fehlentwicklung stoppen! Selbständige Altersvorsorge der freien Berufe erhalten! 
Drs. 17/1923, 17/2614 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

33. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Flüchtlinge nicht kriminalisieren, gegen den Gesetzentwurf des 
Bundesinnenministeriums Position beziehen 
Drs. 17/1924, 17/2619 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

34. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Anhörung zur Asylpolitik ernst nehmen 7: 
Bericht zur Beschulung von Jugendlichen und jungen Flüchtlingen 
Drs. 17/1936, 17/2642 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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35. Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher,  
Arif Tasdelen u.a. SPD 
Konsequenzen aus der Anhörung „Weiterentwicklung der bayerischen Asylpolitik“ 
ziehen III 
Schulische Situation verbessern 
Drs. 17/1964, 17/2640 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

36. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Bernhard Roos,  
Natascha Kohnen u.a. SPD 
Sicherheit im Fernbusverkehr 
Drs. 17/1972, 17/2547 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

 

37. Antrag der Abgeordneten Stefan Schuster, Dr. Paul Wengert,  
Franz Schindler u.a. SPD 
Mögliche Auswirkungen der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts  
vom 27. März 2014 zur Besoldung begrenzt dienstfähiger Beamter auf die 
besoldungsrechtlichen Regelungen bei begrenzter Dienstfähigkeit im 
Bayerischen Besoldungsgesetz 
Drs. 17/1973, 17/2611 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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38. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Konzept für die Durchführung des Referendariats für das Lehramt in Teilzeit 
Drs. 17/2014, 17/2612 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

39. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bericht Screening zur MRSA-/MRGN-Erkennung 
Drs. 17/2015, 17/2595 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

40. Antrag der Abgeordneten Diana Stachowitz, Susann Biedefeld,  
Dr. Linus Förster u.a. SPD 
Berichtsantrag zur Zusammensetzung des bayerischen  
ESF-Begleitausschusses für die neue Förderperiode 2014 bis 2020 
Drs. 17/2029, 17/2620 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A ENTH 

 

41. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ganztagsangebot des Asylbewerberheims in Bayreuth sichern 
Drs. 17/2076, 17/2639 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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42. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Entwicklung der Übertrittsquoten in Bayern 
Drs. 17/2077, 17/2580 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

43. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Oliver Jörg, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Förderung der Organspende 1 
Aus- und Weiterbildung stärken 
Drs. 17/2081, 17/2596 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

44. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Oliver Jörg, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Förderung der Organspende 2 
Hirntod-Diagnostik zum Standard machen 
Drs. 17/2082, 17/2597 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z ENTH 
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45. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Kerstin Schreyer-Stäblein, 
Klaus Holetschek u.a. CSU 
Förderung der Organspende 3 
Position der Transplantationsbeauftragten in Krankenhäusern verbessern 
Drs. 17/2083, 17/2598 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

46. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Kerstin Schreyer-Stäblein, 
Klaus Holetschek u.a. CSU 
Förderung der Organspende 4 
Nachteilsausgleich für Krankenhäuser: Erhöhung der Entnahmepauschale 
Drs. 17/2084, 17/2599 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z ENTH 

 

47. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Joachim Unterländer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Probleme in der Pflege beheben - System der Schnelleinstufung verbessern 
Drs. 17/2085, 17/2600 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z A 
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48. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Joachim Unterländer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Probleme in der Pflege beheben – Rehabilitationspflege einführen 
Drs. 17/2086, 17/2601 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z Z 

 

49. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Späteren Schulbeginn während der Fußball-WM 2014 ermöglichen 
Drs. 17/2088, 17/2581 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 

 

50. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Durchsetzung der Schulpflicht bei den Kindern der Sekte „Zwölf Stämme“ 
Drs. 17/2101, 17/2583 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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51. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wahlmöglichkeiten und Flexibilität erhalten – Planungssicherheit für die 
gymnasiale Kurzform am E.T.A. Hoffmann-Gymnasium in Bamberg  
unverzüglich sicherstellen 
Drs. 17/2448, 17/2635 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

52. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Sicherung der gymnasialen Kurzform am musischen  
E.T.A. Hoffmann-Gymnasium Bamberg 
Drs. 17/2515, 17/2634 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

53. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Eckpunkte für ein Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz 
Drs. 17/2400, 17/2633 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH ENTH Z 
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54. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Kerstin Schreyer-Stäblein, 
Klaus Holetschek u.a. CSU, 
Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller, Kathi Petersen u.a. SPD, 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Eckpunkte und Runder Tisch für ein Psychisch-Krankenhilfe-Gesetz 
Drs. 17/2537, 17/2632 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z ENTH 

 

55. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bundesweiten Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung endlich 
einführen und Bayerischen Gedenktag aktiv mitgestalten 
Drs. 17/2450, 17/2641 (A) 
 
der Antrag wird gesondert beraten 

56. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Erhöhung bayerischer Mandate im Ausschuss der Regionen  
Drs. 17/2549, 17/2631 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

57. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Alexander Muthmann u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Probebetrieb auf der Strecke Gotteszell – Viechtach 
Drs. 17/248, 17/2543 (E) 
 
Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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